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3.2 die für den Bundesstraßenverkehr entbehrlich gewordene
Teilstrecke der verlassenen B 216 (westlich) von km 25,482
bis km 26,100 mit einer Gesamtlänge von 622 m.

II.
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach

Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift der Urkunds-
beamtin oder des Urkundsbeamten Klage beim Verwaltungs-
gericht Hannover, Eintrachtweg 19, 30173 Hannover, erhoben
werden.

Die Klage ist gegen die Niedersächsische Landesbehörde für
Straßenbau und Verkehr, Göttinger Chaussee 76, 30453 Han-
nover, zu richten.

Sie muss die Klägerin oder den Kläger, die Beklagte und den
Streitgegenstand bezeichnen und soll einen bestimmten An-
trag enthalten. Die zur Begründung der Klage dienenden
Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben sowie der ange-
fochtene Bescheid beigefügt werden.
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Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz

V e r o r d n u n g
über die Festsetzung des Überschwemmungsgebiets 

der Lamme im Landkreis Hildesheim 

Vom 4. 10. 2005

Aufgrund der §§ 92, 93 und 94 Abs. 2 NWG i. d. F. vom
10. 6. 2004 (Nds. GVBl. S. 171), zuletzt geändert durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 17. 12. 2004 (Nds. GVBl. S. 664), wird
verordnet: 

§ 1
Neufestsetzung

Für die Lamme im Bereich des Landkreises Hildesheim
wird das Überschwemmungsgebiet in den unter § 2 näher
bezeichneten Grenzen festgesetzt. 

§ 2
Geltungsbereich

(1) Das Überschwemmungsgebiet umfasst die Bereiche des
Landkreises Hildesheim, die von einem hundertjährlichen
Hochwasser der Lamme überschwemmt werden. Die Über-
schwemmungsgebietsfläche der Lamme erstreckt sich auf das
Gebiet der Stadt Bad Salzdetfurth, der Stadt Bockenem und
der Samtgemeinde Lamspringe.

(2) Der Geltungsbereich ist in einer Übersichtskarte im
Maßstab 1 : 25 000 (TK 25 Blatt-Nrn. 3825, 3826, 3925, 3926,
4025, 4026) dargestellt. Die genaue und rechtsverbindliche
Abgrenzung des Überschwemmungsgebiets ist in den folgen-
den sechs Detailkarten im Maßstab 1 : 5 000 dargestellt:
Blatt 1 4026/01; 4026/02; 4026/07; 4026/08; 4026/13; 4026/14; 
Blatt 2 3926/25; 3926/26; 3926/27; 4026/01; 4026/02; 4026/03;
Blatt 3 3926/14; 3926/15; 3926/20; 3926/21; 3926/26; 3926/27; 
Blatt 4 3926/07; 3926/08; 3926/13; 3926/14; 3926/19; 3926;20;
Blatt 5 3926/01; 3926/02; 3926/07; 3926/08; 3926/13; 3926/14;
Blatt 6 3826/31; 3826/32; 3826/33; 3926/01; 3926/02; 3926/03.
Die Karten sind Bestandteil dieser Verordnung.

(3) In den Detailkarten ist die Überschwemmungsgebiets-
grenze der Verordnung mit einer durchgezogenen roten Linie
eingetragen, die Innenbereiche sind flächig hellblau gepunk-
tet dargestellt. Die Gemeindegrenzen sind mit einer grün-
schwarzen und 0,5 mm breiten Linie dargestellt. Das Gewäs-
ser selbst (Gewässerbett einschließlich seiner Ufer) ist nicht
Teil des Überschwemmungsgebiets.

(4) Der Verordnungstext und die Karten für den gesamten
Bereich können vom Tag des In-Kraft-Tretens dieser Verord-

nung an während der Dienststunden in den nachfolgend ge-
nannten Behörden kostenlos eingesehen werden: 

Niedersächsischer Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten-
und Naturschutz, Betriebsstelle Hannover-Hildesheim,

— Göttinger Chaussee 76, 30453 Hannover, und

— An der Scharlake 39, 31135 Hildesheim;

Landkreis Hildesheim, Bischof-Janssen-Straße 31, 31134 Hildes-
heim.

In den folgenden Gemeinden liegt der Verordnungstext eben-
falls vor. Die Karten für deren örtliche Bereiche können dort
eingesehen werden:

Stadt Bad Salzdetfurth, Oberstraße 6, 31162 Bad Salzdetfurth,

Stadt Bockenem, Buchholzmarkt 1, 31167 Bockenem,

Samtgemeinde Lamspringe, Kloster 3, 31195 Lamspringe.

§ 3

Besondere Bestimmungen

(1) Für Maßnahmen gemäß § 93 Abs. 2 NWG hat der An-
tragsteller gegenüber der Genehmigungsbehörde den Nach-
weis zu erbringen, dass sein Vorhaben dem Schutz vor
Hochwassergefahr unter Berücksichtigung der in § 92 Abs. 2
NWG genannten Belange nicht entgegensteht oder Nachteile
durch Bedingungen oder Auflagen verhütet oder ausgeglichen
werden können.

(2) Nicht genehmigungspflichtig sind Masten, selbsttätige
Viehtränken, Einzelbaumpflanzungen und Zäune mit min-
destens 75 v. H. Durchlässigkeit.

§ 4

In-Kraft-Treten

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung
in Kraft.

(2) Gleichzeitig werden die aufgrund des § 2 des Preußi-
schen Gesetzes zur Verhütung von Hochwassergefahren vom
16. 8. 1905 (GS S. 342) festgestellten gesetzlichen Überschwem-
mungsgebiete der Lamme und der Mündungsbereiche der
Nebengewässer, soweit sie den von dieser Verordnung er-
fassten Gewässerabschnitt betreffen, aufgehoben. 

Hannover, den 4. 10. 2005 

Niedersächsischer Landesbetrieb 
für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz

Im Auftrage

Scupin
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§ 33
Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen Beitragsbescheide kann entsprechend den allgemei-
nen Vorschriften der Verwaltungsgerichtsordnung jeweils
innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim zustän-
digen Verwaltungsgericht erhoben werden. Rechtsbehelfe
gegen den Beitragsbescheid haben keine aufschiebende Wir-
kung.

§ 34
Bekanntmachungen

(1) Bekanntmachungen des Verbandes erfolgen in ortsübli-
cher Weise in den Gemeinden, in deren Bezirk zum Verband
gehörende Grundstücke liegen. Der Stadt Braunschweig und
dem Wasserverband Gifhorn sind die Bekanntmachungen
zuzusenden.

(2) Für die Bekanntmachung längerer Urkunden, Schrift-
sätze und Pläne genügt die Bekanntmachung der Zeit und des
Ortes, an dem Einblick in die Unterlagen genommen werden
kann.

§ 35
Aufsicht

(1) Der Verband steht unter der Rechtsaufsicht des Nieder-
sächsischen Landesbetriebes für Wasserwirtschaft, Küsten-
und Naturschutz (NLWKN). 

(2) Die Aufsichtsbehörde kann sich auch durch Beauftragte
über die Angelegenheiten des Verbandes unterrichten. Sie kann
mündliche und schriftliche Berichte verlangen, Akten und
andere Unterlagen anfordern, sowie an Ort und Stelle Prüfun-
gen und Besichtigungen vornehmen.

(3) Die Aufsichtsbehörde ist unter Angabe der Tagesord-
nung zu den Sitzungen der Verbandsorgane einzuladen.
Ihrem Vertreter ist auf Verlangen das Wort zu erteilen.

§ 36
Zustimmung zu Geschäften

(1) Der Verband bedarf der Zustimmung der Aufsichts-
behörde:

— zur unentgeltlichen Veräußerung von Vermögensgegen-
ständen,

— zur Aufnahme von Darlehen über 3 000 000 EUR,
— zur Übernahme von Bürgschaften, zu Verpflichtungen aus

Gewährverträgen und zur Bestellung von Sicherheiten,
— zu Rechtsgeschäften mit einem Vorstandsmitglied ein-

schließlich der Vereinbarung von Vergütungen, soweit sie
über den Ersatz von Aufwendungen hinausgehen.

(2) Die Zustimmung ist auch zu Rechtsgeschäften erforder-
lich, die einem in Absatz 1 genannten Geschäft wirtschaftlich
gleichkommen.

(3) Zur Aufnahme von Kassenkrediten genügt eine allge-
meine Zustimmung mit Begrenzung auf einen Höchstbetrag.

(4) Die Aufsichtsbehörde kann für bestimmte Geschäfte
Ausnahmen von den Absätzen 1 bis 3 zulassen.

(5) Die Zustimmung der Aufsichtsbehörde gilt als erteilt,
wenn sie nicht innerhalb eines Monats nach Eingang der An-
zeige bei der Aufsichtsbehörde versagt wird. In begründeten
Einzelfällen kann die Aufsichtsbehörde die Frist durch Zwi-
schenbescheid um einen Monat verlängern.

§ 37
Verschwiegenheitspflicht

(1) Die Ausschussmitglieder, die Vorstandsmitglieder und
der Geschäftsführer sind verpflichtet, über alle ihnen bei der
Durchführung ihrer Aufgaben bekannt werdenden Tatsachen
und Rechtsverhältnisse Verschwiegenheit zu bewahren.

(2) Die ehrenamtlich Tätigen sind bei der Übernahme ihrer
Aufgaben zur Verschwiegenheit besonders zu verpflichten.
Die Verpflichtung ist aktenkundig zu machen.

(3) Die Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes
über die Verschwiegenheitspflicht bleiben unberührt.

§ 38
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am Tag nach der Bekanntmachung im
Niedersächsischen Ministerialblatt in Kraft.

V e r o r d n u n g
zur Änderung der Verordnung über die Festsetzung 

des Überschwemmungsgebiets der Lamme 
im Landkreis Hildesheim

Vom 21. 11. 2005

Aufgrund der §§ 92, 93 und 94 Abs. 2 NWG i. d. F. vom 10. 6.
2004 (Nds. GVBl. S. 171), zuletzt geändert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 17. 12. 2004 (Nds. GVBl. S. 664), wird verordnet: 

Artikel 1

§ 2 der Verordnung über die Festsetzung des Überschwem-
mungsgebiets der Lamme im Landkreis Hildesheim vom 4. 10.
2005 (Nds. MBl. S. 816) wird wie folgt geändert:

1. Es wird der folgende neue Absatz 2 eingefügt:

„(2) Die Grenzen des Überschwemmungsgebiets sind in
der mitveröffentlichten Übersichtskarte (Anlage) im Maß-
stab 1 : 50 000 dargestellt.“

2. Die bisherigen Absätze 2 bis 4 werden Absätze 3 bis 5.

3. Im neuen Absatz 3 Satz 3 werden nach dem Wort „Karten“
das Zeichen „*)“ und die folgende Fußnote eingefügt:
„*) Hier nicht abgedruckt.“ 

4. Im neuen Absatz 5 erhält Satz 1 folgende Fassung:
„Der Verordnungstext und die Karten für den gesamten
Bereich können vom Tag des In-Kraft-Tretens dieser Ver-
ordnung an während der Dienststunden beim Landkreis
Hildesheim, Bischof-Janssen-Straße 31, 31134 Hildesheim,
kostenlos eingesehen werden.“

Artikel 2
In-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in
Kraft.

Hannover, den 21. 11. 2005

Niedersächsischer Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, 
Küsten- und Naturschutz

Scupin

— Nds. MBl. Nr. 44/2005 S. 955

Die Anlage ist als Doppelseite in der Mitte dieser Nummer des Nds. MBl. beigegeben.
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